
 

 

 

Die aktuelle politische Lage: 

Beschreiben reicht nicht – wir müssen Probleme lösen! 
 
 

Liebe Leserin, lieber Leser, 

Viele Menschen hatten in den letzten Jah-

ren das Gefühl, dass Probleme zwar be-

schrieben, aber nicht gelöst werden. Genau 

das ändern wir gerade. Unsere Koalition ar-

beitet an vielen entscheidenden Themen 

gleichzeitig. Dazu zählen bspw. die Reform 

der gesetzlichen 

Krankenversiche-

rung (GKV), ein 

neues Gebäude-

modernisierungs-

gesetz oder die 

Neuregelung zur 

Vaterschaftsaner-

kennung. Zudem 

finden Gespräche 

mit den Sozial-

partnern zu anstehenden Reformen und ein 

Europäischer Rat zu vielen drängenden The-

men wie der Lage im Iran oder der Ukraine 

statt. Jedes Thema für sich würde schon eine 

einzelne Woche gut füllen. 

Aber wir haben keine gewöhnlichen Zei-

ten. Deshalb erleben wir als Koalition gerade 

eine intensive Zeit. Unser übergeordnetes 

Ziel für unser Land lautet: Wir wollen wieder 

für Aufschwung sorgen, wollen Deutschland 

voranbringen. 

Aufschwung ist die Voraussetzung für: si-

chere Arbeitsplätze, steigende Löhne und 

die Gewissheit, dass sich Anstrengung wie-

der lohnt. Dafür sind in den kommenden 

Jahren Reformen nötig, die Wachstum ohne 

weitere neue Schulden schaffen. 

Deshalb ist es gut, dass unser Bundeskanz-

ler am Mittwoch 

die Sozialpartner 

eingeladen hat. 

Wir haben den 

Wunsch, vor allem 

über Möglichkei-

ten und Gemein-

samkeiten zu re-

den. Es braucht 

jetzt weniger rote 

Linien und mehr 

Bereitschaft, Verantwortung zu überneh-

men. 

Im Bundestag stehen diese Woche 13 (!) 

erste Lesungen auf der Tagesordnung. Mit 

dem Gebäudemodernisierungsgesetz schaf-

fen wir das alte Heizungsgesetz ab und be-

seitigen Bürokratiekosten von bis zu fünf 

Milliarden Euro. Viele Eigentümer wollten 

vor allem eines: wieder selbst entscheiden, 

was zu ihrem Haus und ihrer Lebenssitua-

tion passt. 
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Nächste Woche tagt der Europäische Rat. Es 

ist guter Brauch, dass der Bundeskanzler 

vorher dem Bundestag die Sicht und Posi-

tion der Bundesregierung für dieses Treffen 

mitteilt. Für uns gilt: Die Ukraine muss wei-

terhin nachhaltig unterstützt, Europas Ver-

teidigungsfähigkeit gestärkt und die Wett-

bewerbsfähigkeit verbessert werden. Zu-

gleich braucht die EU einen finanzpolitisch 

soliden Mehrjährigen Finanzrahmen, der 

klare Prioritäten bei Sicherheit, Innovation 

und Wachstum setzt. Europa muss schneller 

und stärker werden. 

 

Schwerpunkte der Sitzungswoche 

 

Klare Verhältnisse – Kein Aufenthalts-

recht durch Scheinvaterschaften  

Mit der 2./3. Lesung zum Gesetz zur bes-

seren Verhinderung missbräuchlicher An-

erkennungen der Vaterschaft schließen 

wir eine Lücke im Aufenthaltsrecht, die die 

zu-ständigen Behörden seit fast 20 Jahren 

beobachten. Missbräuchliche Anerkennun-

gen der Vaterschaft zeichnen sich regelmä-

ßig dadurch aus, dass Männer mit deutscher 

Staatsangehörigkeit oder unbefristetem 

Aufenthaltsrecht die Vaterschaft für ein 

ausländisches Kind anerkennen, um beim 

Kind den Erwerb der deutschen Staatsange-

hörigkeit zu begründen und so mittels Fami-

liennachzug ein Aufenthaltsrecht der dritt-

staatsangehörigen Mutter zu erwirken.  

Neu ist: Wenn ein Anlass für Missbrauch 

ersichtlich ist, ist die vorherige Zustimmung 

der Ausländerbehörde zwingend erforder-

lich, damit die Vaterschaftsanerkennung 

wirksam wird. Das Standesamt wird die Ein-

tragung des Vaters also zurückweisen, wenn 

die Zustimmung der Ausländerbehörde 

nicht vorliegt. Ausnahmen wird es in konk-

ret umrissenen Fällen geben, etwa bei leibli-

cher Vaterschaft oder bei langem Zusam-

menleben mit der Mutter. 

Somit können künftig Scheinvaterschafts-

Anerkennungen, die allein der Erlangung 

aufenthaltsrechtlicher Vorteile dienen, 

wirksamer erkannt und verhindert werden - 

und zwar ohne berechtigte familiäre Bin-

dungen zu beeinträchtigen. 

 

Beitragssätze stabil halten  

Mit der 1. Lesung des GKV-Beitragssatz-

stabilisierungsgesetzes haben wir den Pro-

zess der Reformen unserer Sozialversiche-

rungen begonnen. Der Entwurf setzt Emp-

fehlungen der vom Bundesministerium für 

Gesundheit eingesetzten „FinanzKommis-

sion Gesundheit“ um, wodurch die Kranken-

kassen-Beitragssätze ab dem Jahr 2027 dau-

erhaft stabilisiert werden sollen.  

Der Fokus liegt auf der Reduktion der Aus-

gabendynamik der GKV sowie einer Stabili-

sierung der Einnahmen. Ein effizienter und 

zielgerichteter Einsatz der Beitragsmittel in 

allen Bereichen des Gesundheitswesens ist 

aktuell zwingend erforderlich. 

Wichtigstes Instrument ist dabei die Rück-

kehr zu einer einnahmeorientierten Ausga-

benpolitik. So werden in allen Leistungsbe-

reichen Vergütungsanstiege in Zukunft auf 

die tatsächliche Kostenentwicklung oder die 

Entwicklung der beitragspflichtigen Einnah-

men der GKV begrenzt. Kostenintensive 

Sondervergütungen oder nicht evidenzba-

sierte Leistungen, die nicht nachweislich zu 

einer besseren Versorgung der Versicherten 

führen, werden abgeschafft. Vorgesehen 

sind daneben unter anderem eine zusätzli-

che Anhebung der monatlichen Beitragsbe-

messungsgrenze sowie der monatlichen 

Versicherungspflichtgrenze um rund 300 

Euro, eine Erhöhung des seit rund 20 Jahren 

unveränderten pauschalen Beitragssatzes 

der Arbeitgeber für geringfügig Beschäf-

tigte auf den allgemeinen Beitragssatz von 

14,6 Prozent zuzüglich des durchschnittli-

chen Zusatzbeitragssatzes. 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw24-de-regierungserklaerung-1181878
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw24-de-regierungserklaerung-1181878
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw24-de-vaterschaftsanerkennung-1183836
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw24-de-vaterschaftsanerkennung-1183836
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw24-de-vaterschaftsanerkennung-1183836
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw24-de-gkv-1181958
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw24-de-gkv-1181958
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Die Beitragsfreiheit der Familienversiche-

rung für Ehepartner und eingetragene Le-

benspartner wird unter anderem auf Perso-

nen im Rentenalter sowie auf Fälle begrenzt, 

in denen ein besonderer Sorge- und Betreu-

ungsbedarf besteht. Für alle anderen mit-

versicherten Partner wird ein zusätzlicher 

Beitrag in Höhe von 2,5 Prozent der bei-

tragspflichtigen Einnahmen des erwerbstä-

tigen Ehepartners erhoben. Die beitrags-

freie Mitversicherung von Kindern bleibt 

vollumfänglich erhalten. 

Zudem wird der Bund die Finanzierung der 

GKV für die Bezieher von Grundsicherung 

stärken und erhöht den Beitrag für diesen 

Personenkreis ab dem Jahr 2027. Aufgrund 

der notwendigen Haushaltskonsolidierung 

des Bundes wird der Bundeszuschuss an den 

Gesundheitsfonds ab dem Jahr 2027 um 

2 Milliarden Euro auf 12,5 Milliarden Euro 

reduziert. Das Gesetz schafft eine erste 

Grundlage für eine stabile Finanzierung der 

Gesundheitsversorgung in den kommenden 

Jahren. 

 

Ein weiterer Baustein zum Bürokratie-

rückbau  

Mit dem Abschluss des Gesetzes zum Bü-

rokratierückbau in der Gewerbeordnung 

und dem Energieverbrauchskennzeich-

nungsgesetz sowie anderer Rechtsvorschrif-

ten zur Auf-hebung von Berichtspflichten 

treiben wir den Bürokratierückbau weiter 

voran. So schaffen wir die Weiterbildungs-

pflicht für Immobilienmakler und die Pflicht 

zur Anbringung von Etiketten durch den zu-

ständigen Bezirksschornsteinfeger („Natio-

nales Heizungslabel“) ab. 

 

Zudem werden weitere Berichtspflichten 

abgeschafft oder angepasst. Zusammen mit 

dem Gesetz bringen wir im Investitionsge-

setz Kohleregionen eine Änderung für mehr 

Flexibilität bei der Mittelverwendung ein, 

die in den vom Kohleausstieg betroffenen 

Regionen eine verlässliche, zugleich aber 

hinreichend flexible finanzielle Unterstüt-

zung durch den Bund ermöglicht. 

 

Innovation durch Verlässlichkeit  

Mit der 2./3. Lesung des KI–Marktüberwa-

chungs- und Innovationsförderungsgeset-

zes setzen wir den europäischen „AI-Act“ 

um. Wir sorgen für Rechtssicherheit und 

klare Aufsichts-strukturen für KI-Anwen-

dungen, ohne Innovationspotential und 

Wettbewerbsfähigkeit zu gefährden. Bei der 

Bundesnetzagentur (BNetzA) wird daher ein 

Koordinierungs- und Kompetenzzentrum 

für die KI-Verordnung geschaffen, um alle 

anderen zuständigen Behörden bei ihren 

aus der KI-Verordnung resultierenden Auf-

gaben zu unterstützen und eine einheitliche 

Rechtsauslegung zu gewährleisten. 

Dadurch wird KI-Expertise zentral gebün-

delt, ressourcenschonend und bürokratie-

arm zur Verfügung gestellt. Erstmals wur-

den bei diesem Gesetzgebungsverfahren 

Praxis-Checks mit Unternehmen durchge-

führt, um eine möglichst praxistaugliche 

Umsetzung zu gewährleisten. 

 

 

ENDLICH! 

Wir schaffen das Heizungsgesetz ab! 

Wir schaffen das Heizungsgesetz ab und 

haben am Donnerstag das Gebäudemoder-

nisierungsgesetz eingebracht, das techno-

logieoffener, flexibler, praxistauglicher und 

einfacher ist. Die bürokratischen und klein-

teiligen Regelungen des § 71, der §§ 71b – 

71p sowie der § 72 des Gebäudeenergiege-

setzes werden gestrichen. 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw24-de-buerokratierueckbau-1183824
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw24-de-buerokratierueckbau-1183824
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw24-de-ki-1183820
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw24-de-ki-1183820
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw24-de-ki-1183820
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw24-de-gebaeudeeneergiegesetz-1181884
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw24-de-gebaeudeeneergiegesetz-1181884
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Die Vorgabe eines pauschalen Anteils von 

mindestens 65 Prozent erneuerbarer Ener-

gien bei der Wärmeversorgung für alle Neu- 

und Bestandsbauten entfällt. 

 

Künftig hat der Eigentümer im Falle eines 

Heizungstausches wieder mehr Entschei-

dungsfreiheit. Künftig können neben der 

Wärmepumpe, einem Fernwärmeanschluss, 

hybriden Heizungsmodellen und einer Bio-

masseheizung weiterhin auch Gas- und Öl-

heizungen eingebaut werden. Im Sinne der 

Klimaschutzziele sorgen wir dafür, dass 

diese Gas- und Ölheizungen ab 2029 einen 

zunehmenden Anteil kohlendioxid-neutra-

ler Brennstoffe nutzen (Bio-Treppe). Es wird 

ferner dafür Sorge getragen, dass die Mieter 

vor überhöhten Nebenkosten infolge des 

Einbaus einer unwirtschaftlichen Heizung 

geschützt sind. Mit dem Gesetzentwurf wer-

den zudem die Vorgaben der EU-Gebäude-

richtlinie 1:1 in nationales Recht umgesetzt. 

 

Wir stärken die Versorgungssicherheit  

Wir bringen das Gesetz zur Sicherung der 

Versorgungssicherheit Strom und zur Be-

reitstellung neuer Kapazitäten ein. Damit 

stellen wir sicher, dass ab Anfang der 2030er 

Jahre keine Versorgungslücke entsteht, 

wenn Wind und Sonne nicht ausreichend 

Strom liefern. Mit dem Gesetz setzen wir 

den Rahmen für die Ausschreibung von si-

cher verfügbaren Kapazitäten, insbesondere 

Gaskraftwerken, aber auch Speichern. Die 

erste Ausschreibungsrunde soll noch in die-

sem Sommer starten. Ab 2032 wird ein voll-

ständiger Kapazitätsmarkt eingeführt. 

 

 

Neues von der Regierung 

 

Gipfel mit Wirtschaft und Gewerk-

schaften 

Am Mittwochabend haben sich die Mitglie-

der des Koalitionsausschusses mit Spitzen-

vertreter der Gewerkschaften und der Wirt-

schaftsverbände über notwendige Reform-

schritte für Wachstum und Beschäftigung 

ausgetauscht. Die Teilnehmer diskutierten 

zu vier Themenfeldern in konstruktiver und 

konzentrierter Atmosphäre: die Situation 

am Arbeitsmarkt, die Stabilität und Siche-

rung der Sozialversicherungen, Bürokratie-

abbau und Steuerpolitik. 

Einigkeit herrschte unter den Gesprächs-

teilnehmern, dass der Wirtschaftsstandort 

Deutschland vor großen Herausforderun-

gen steht. Der technologische Wandel, die 

Veränderung in der Demografie und die viel-

fältigen Krisen in der Welt zwingen zu ent-

schlossenen Schritten für mehr Wachstum 

und neue Wertschöpfung. Gleichzeitig aner-

kannten alle Seiten, dass die Sozialsysteme 

reformiert und die Bürokratielast verringert 

werden müssen.  

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer wa-

ren sich einig, dass weitere Schritte zur Si-

cherung von Arbeitsplätzen und zur Verbes-

serung der Attraktivität des Wirtschafts-

standortes zügig und entschlossen ange-

gangen werden müssen. Dazu gehören auch 

die Bemühungen, die Wettbewerbsfähigkeit 

Deutschlands zu verbessern, etwa durch die 

Senkung von Energiekosten und die steuer-

liche Entlastung von Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmern. 

Die Vertreter der Regierungskoalition be-

grüßten die Bereitschaft der Wirtschafts- 

und Gewerkschaftsvertreter, den Reform-

prozess konstruktiv zu begleiten. Dazu wur-

den weitere Gespräche vereinbart. 

 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw24-de-versorgungssicherheit-1181900
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw24-de-versorgungssicherheit-1181900
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Neues aus dem Büro 

Ein im Deutschen Bundestag durchaus un-

gewöhnliches Jubiläum feierte mein Bürolei-

ter Edmund Gödde am Mittwoch: Seit dem 

10. Juni 1996 arbeitet er für die CDU-Abge-

ordneten des Wahlkreises Backnang-Schwä-

bisch Gmünd: Dr. Dieter Schulte, Norbert 

Barthle – und seit 2021 für mich. „Grau war 

ich vorher schon, aber rund um den ‚Äqua-

tor‘ kann man mir die 30 Jahre durchaus an-

merken.        Doch die Arbeit macht immer 

noch großen Spaß.“ – so sein Kommentar. 

 

Bilder der Woche 

 
In dieser Woche fand im Deutschen Bundestag das 

Planspiel „Jugend und Parlament 2026“ statt. Aus 
meinem Wahlkreis war Gmünds JU-Vorsitzender 

Korbinian Seeger mit dabei – oder, wie er hier fiktiv 
gerufen wurde: „Dr. Karl von Württemberg“  

Seine Rede findet sich ab 1:31:00 Std.: KLICK 

 

Anschließend war er bei mir kurz im Büro und wir 

konnten uns über Bundes-, Landes- und Lokalpolitik 

austauschen. 

 

Auch die Wirtschaftsjunioren Deutschland (WJD) 

hatten sich diese Woche ausgesucht, um ihren 
„Know-How-Transfer“ durchzuführen.  

Bei mir war der Gmünder Unternehmer Gero A. 

Nicklas zu Gast, der zahlreiche Einblicke ins politi-

sche Geschehen nehmen konnte. 

 

Und schließlich fand am gestrigen 

Donnerstag auch das Abschlussfest unserer 

„IPSler“ statt, der Teilnehmer am 

„Internationalen Parlaments-Stipendium“ 

 

v.l.n.r.: Marco Schlosser (Mitarbeiter), Ambre 

Lesauvage (Praktikantin LUX), ich selbst, Tijana 

Jankovska (meine IPS aus Nord-Mazedonien) 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw24-jup-1182626
https://dbtg.tv/cvid/7653812
https://www.bundestag.de/europa_internationales/ips_verteiler

